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Das deutsche Bildungssystem ist weiterhin gekennzeichnet durch 
frühe Selektion in der Schule, ein zu geringes Angebot an Kinder-
tagesstätten, die Konjunkturabhängigkeit der beruflichen Ausbil-
dung, ein zu geringes Studienplatzangebot und eine intransparente 
Weiterbildungsstruktur. Die Durchlässigkeit zwischen hochschulischen  
und beruflichen Bildungswegen ist nicht ausreichend umgesetzt.

Obwohl die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft 
mit zunehmender Tendenz von der Güte des Bildungssystems ab-
hängt, kommt eine umfassende Bildungsreform bisher nicht zu-
stande. Im Gegenteil: Die Ergebnisse der Föderalismusvereinbarung 
verhindern notwendige Reformen. Zumindest eine Aufhebung des 
Kooperationsverbots zwischen Bund und Ländern ist dringend er-
forderlich.

Höhere Investitionen in den Bildungssektor zahlen sich aus. Gesell-
schaftliche Verantwortung bedeutet angemessene, lebensbeglei-
tende Bildung zu ermöglichen, die niemand auf Grund der Herkunft 
oder des sozialen Umfelds benachteiligt.

Diese Broschüre beschreibt den Reformbedarf im deutschen Bildungs-
system, weist Wege auf, um eine höhere Bildungsbeteiligung zu 
erreichen und thematisiert unzureichende Durchlässigkeit zwischen 
allgemeinbildender und beruflicher Bildung. 

Unser Dank gilt den Mitgliedern der Arbeitsgruppe Bildungsfinan-
zierung, die im Rahmen eines intensiven Diskussionsprozesses diese 
Broschüre erarbeitet haben.

Petra Gerstenkorn
Mitglied des Bundesvorstandes

Vorwort
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Es besteht überraschenderwei-
se ein breiter gesellschaftlicher 
Konsens, wenn das Bildungs-
wesen in Deutschland im 
OECD-Vergleich allenfalls als 
mittelmäßig beschrieben wird. 
Akteure aus allen gesellschaft-
lichen Gruppen betonen bei 
jeder sich bietenden Gelegen-
heit die herausragende Bedeu-
tung, die das Bildungssystem 
für die Gesellschaft und deren 
wirtschaftliche Entwicklung, 

aber auch für das Individuum 
hat – und dass das deutsche 
Bildungssystem reformiert wer-
den müsse. In einem auffälli
gen Missverhältnis stehen 
hierzu jedoch die Aktivitäten 
der politisch Verantwortlichen 
auf allen Ebenen. Neben ein-
zelnen Maßnahmen, etwa dem 
Ausbau des Bereiches Kinder
tagesstätten, sind Handlungen 
beschränkt auf Absichtsbekun-
dungen, Bildungsgipfel, Inno-
vationskreise oder ad-hoc- 
Investitionen in Bildung zur 
Krisenbewältigung und Ähn-
liches mehr.

1.	Einleitung

Dies muss sich ändern: Teilhabe 
an Bildungsprozessen ist ein 
Menschenrecht. Ein allgemei
nes Recht auf Bildung lässt sich 
aus einer sozialstaatlich be-
stimmten Interpretation und 
Fortschreibung der Grund-
rechte (Art. 2 Abs. 1; Art. 6 
Abs. 1; Art. 12 Abs. 1 Grund
gesetz) ableiten. Um dies zu 
gewährleisten, muss das deut-
sche Bildungssystem grund
legend reformiert werden.

verdi_Broschuere.indd   5 30.07.2009   17:28:03 Uhr
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Aus gewerkschaftlicher Perspek-
tive muss sich eine Reform an 
den vier folgenden Kriterien 
orientieren:

•	 Chancengleichheit 
realisieren

	 Teilhabe an Bildung wird in 
Deutschland in hohem Maße 
von Einkommen und Her-
kunft beeinflusst. Ziel einer 
Reform des Bildungssystems 
muss es sein, dass allen die 
Teilhabe gemäß ihren Inte-
ressen und Fähigkeiten er-
möglicht und alle befähigt 
werden, ihr Lebensziel  
selbstbestimmt zu verfolgen 
und an gesellschaftlichen 
Prozessen teilzuhaben.

•	 Bildungsbeteiligung 
erhöhen

	 Internationale Vergleiche 
belegen, dass in Deutschland 
die Teilnahme an Bildung – 
vor allem in der tertiären Bil-
dung und der Weiterbildung 
– zu gering ist. Im Interesse 
der Menschen und der Ge-
sellschaft muss die Beteili-
gung ausgeweitet werden.

• 	Durchlässigkeit 
verwirklichen 
Das deutsche Bildungssystem 
ist ineffektiv, unübersichtlich 
und selektiv. Es bestehen 
viele Pfade, die nicht nur zu 
Umwegen führen, sondern 
Irrwege darstellen können, 
die in Sackgassen enden. 
Deutlich wird die fehlende 
Durchlässigkeit vor allem 
zwischen der Beruflichen Bil-
dung und der Allgemein
bildung, die immer noch als 
zwei nahezu hermetisch ab-
getrennte Bildungssäulen 
nebeneinander bestehen. 
Im Interesse der Bildungsteil-
nehmerinnen und -teilnehmer 
ist hier mehr gegenseitige 
Durchlässigkeit erforderlich. 

•	 Individuelle Förderung 
verstärken 
Um allen Menschen eine an-
gemessene Teilhabe an Bil-
dung zu ermöglichen, muss 
von Anfang an eine Förde-
rung entsprechend ihren in-
dividuellen Neigungen und 
Fähigkeiten erfolgen. Dies 
umfasst mehrere Elemente:

–	 die Einzelförderung, die in 
frühen Jahren beginnen 
und anschließend konse-
quent fortgesetzt werden 
muss,

– 	Strukturen die Beratung 
und Transparenz ermög
lichen, sowie

–	 Fördersysteme die ge-
währleisten, dass niemand 
aufgrund fehlender Mittel 
ausgeschlossen wird.

– 	 N o t w e n d i g e r  R e f o r m b e d a r f
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Abgeleitet von den vier ge-
nannten Kriterien sind an eine 
Modernisierung des Bildungs-
systems Maßstäbe anzulegen. 
Im Einzelnen bedeutet dies:

2.1.	 �Chancengleichheit 
realisieren

2.1.1.	 �Frühkindliche Bildung 
stärken

Die Befunde der Bildungsfor-
schung sind eindeutig. Eine 
frühkindliche Bildung, die vor 
allem auf Entwicklung von 
Sprache und Sozialverhalten 
der Kinder ausgerichtet ist,  
hat erheblichen Einfluss auf 
den späteren Schulerfolg. Einer 
flächendeckenden Versorgung 
mit Kindertagesstätten – die als 
Bildungseinrichtungen ausge-
staltet, gebührenfrei und von 
allen genutzt werden können – 
kommt daher eine zentrale 
Bedeutung für die Chancen-
gleichheit zu. 

In Deutschland gibt es erheb-
liche Defizite, sowohl hinsicht-
lich der Verfügbarkeit von 
Räumen und deren Ausstat-
tungen, als auch im Hinblick 
auf die Ausbildung des päda-
gogischen Personals für früh-
kindliche Erziehung. Kinder
tageseinrichtungen für unter 
3-jährige Kinder bestehen 
nur in den neuen Bundeslän-
dern in ausreichender Zahl. 
Der Ganztagsbetrieb dieser Ein-
richtungen für über 3-jährige 
Kinder ist ebenfalls nur dort in 
quantitativer Hinsicht gewähr-
leistet. 

Die Qualifikation der Beschäf-
tigten in den Kindertagesein-
richtungen ist eher an der 
traditionellen Betreuungsfunk-
tion orientiert und weniger an 
der Bildungsleistung der Ein-
richtung. Hierauf weist bereits 
die OECD im Jahr 2004 in  
ihrem Länderbericht „Die Poli-
tik der frühkindlichen Betreu-
ung, Bildung und Erziehung in 
der Bundesrepublik Deutsch-
land“ hin. 

2.	Notwendiger Reformbedarf

Ganztagsbetreuung von Kindern ab 3 Jahren (15. 03. 2006)

Riedel, B. (2008): Kinder bis zum Schuleintritt in Tageseinrichtungen und 
Kindertagespflege in: Deutsches Jugendinstitut (Hg.): Zahlenspiegel 2007, 
Kindertagesbetreuung im Spiegel der Statistik, München, S. 9 –51
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Sie kommt zu dem Ergebnis, 
dass die Ausstattung der Ge-
bäude, der Innen- und Außen-
räumlichkeiten und Materialien 
im Allgemeinen gut, aber in 
Bezug auf die Bedarfsdeckung 
völlig unzureichend ist. Aller-
dings kommt sie auch zu dem 
Ergebnis, dass die Investitionen 
in die Erstausbildung der Be-
schäftigten und die Gehälter 
gründlich überdacht werden 
müssen, wenn die Kindertages-
stätten an Qualität gewinnen 
und Grundlage für ein lebens-
begleitendes Lernen werden 
sollen.

Kindertagesstätten müssen da-
her konsequent zu Bildungs
einrichtungen umgestaltet und 
in dem Umfang ausgebaut 
werden, dass für jedes Kind ab 
dem 2. Lebensjahr ein Ganz-
tagsplatz zur Verfügung steht. 
Als Bildungseinrichtungen  
sind sie vollständig öffentlich 
zu finanzieren.

2.1.2.	� Selektion in den 
Schulen verhindern

Chancengleichheit herstellen 
bedeutet auch, das Schul
system zu reformieren. Das 
gegliederte Schulsystem nach 
der Primarstufe – mit Haupt-
schulen, Realschulen, Gymna-
sien und Gesamtschulen – führt 
dazu, dass sich die bestehen-
den Bildungseliten weitgehend 
selbst reproduzieren. Im Schnitt 
hat ein Akademikerkind, bei 
gleichen Kompetenzen in Ma-
thematik und Lesen, eine vier-
mal so hohe Chance, ein 
Gymnasium zu besuchen und 
damit die Möglichkeit eine 

Hochschulzugangsberechtigung 
zu erwerben, wie ein Fachar-
beiterkind.

Besonders benachteiligt sind 
Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund. Wäh-
rend Schülerinnen und Schüler 
ohne Migrationshintergrund 
sowie Schülerinnen und Schü-
ler aus der Herkunftsgruppe 
der sonstigen Staaten vor allem 
Realschulen und Gymnasien 
besuchen, sind Schülerinnen 
und Schüler mit mindestens 
einem Elternteil aus der Türkei, 

sonstigen ehemaligen Anwerbe
staaten (z. B. Griechenland, 
Portugal) und eingebürgerte 
Deutschstämmige aus der 
ehemaligen Sowjetunion vor-
nehmlich an Haupt- und Real-
schulen anzutreffen. Innerhalb 
dieser Gruppe zeigen sich er-
hebliche Unterschiede. So ist 
fast jede zweite türkische Schü-
lerin bzw. Schüler an einer 
Hauptschule und nur jeder ach-
te an einem Gymnasium. Von 
den Schülerinnen und Schülern 
aus den sonstigen Anwerbe-
staaten ist ein Drittel an der 
Hauptschule und ein Viertel an 
einem Gymnasium. Der Repu-
tationsverfall der Hauptschule, 
hervorgerufen durch die un-
günstigen Ausbildungs- und 
Arbeitsmarktchancen der 
Absolventinnen und Absol-
venten führt dazu, dass sie zu 
einer Restschule verkommt. 

– 	 N o t w e n d i g e r  R e f o r m b e d a r f
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Um diesem Trend entgegen zu 
wirken streben einige Bundes-
länder an, sie mit Realschulen 
zusammenzulegen. Dies kann 
aber nur ein Schritt auf dem 
Weg zu einer Gemeinschafts-
schule bis einschließlich der 
10. Klasse sein, in der nicht 
ausgegrenzt wird, sondern 
jedem die Förderung zukommt, 
um diese Schule erfolgreich 
zu beenden.

Die allgemeinbildenden Schu-
len in Deutschland sind über-
wiegend als Halbtagsschule 
konzipiert. Zwar haben Bund 
und Länder in den letzten Jah-
ren erheblich in den Ausbau 
von Ganztagsschulen investiert. 
So stieg die Zahl der schuli
schen Verwaltungseinheiten 
mit Ganztagsbetrieb in 2004 
um 38 Prozent gegenüber 
2002. Aber immer noch ist  
die Ganztagsschule nicht die 
Regelform, erreicht werden 
lediglich ca. 15 Prozent der 
Schülerinnen und Schüler. 
Erreicht wurde der deutliche 
Anstieg zudem vor allem durch 
den Ausbau des sogenannten 
offenen Ganztagsbetriebs,  

d. h. einzelne Schülerinnen und 
Schüler können auf Wunsch 
an den ganztägigen Angeboten 
dieser Schulform teilnehmen, 
der Ganztagsbetrieb ist dem-
nach nicht verbindlich. Es ist 
aber unmittelbar einsichtig, 
dass nur die voll gebundene 
Form der Ganztagsschule, an 
der alle Schülerinnen und 
Schüler teilnehmen, einen nicht 
unter Zeitdruck stehenden Un-
terricht, Gemeinschaftserleben, 
Selbstlernen unter Aufsicht und 
vielfältige musische und sport-
liche Aktivitäten ermöglicht.

Dass die offene Form der 
Ganztagsschule eine solche 
Dominanz hat, liegt zu 
einem großen Teil an den un-
terschiedlichen Kosten, die 
mit den verschiedenen Formen 
der Ganztagsschule verbunden 
sind. So führt die gebundene 
Form der Ganztagsschule zu 
fast doppelt so hohen Kosten 
für die Länder wie die offene 
Form. Hinzu kommt, dass bei 
der offenen Form die Möglich-
keit für die öffentliche Hand 
besteht, sich zumindest anteilig 
über Elternbeiträge zu refinan-
zieren. Die von uns geforderte 
Gemeinschaftsschule muss 
daher als Ganztagsschule in 
der gebundenen Form ausge-
staltet werden. 

Schüler an allgemeinbildenden Schulen mit Ganztagsbetrieb

Quelle: Sekretariat der ständigen Konferenz der Kultusminister  
der Länder 2007, S. 11
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Um die Qualität der schulischen 
Bildung zu erhöhen, ist neben 
der strukturellen Reform zur 
Gemeinschaftsschule die Res-
sourcenausstattung zu verbes-
sern. Hierzu gehören die 
deutliche Verringerung der Klas-
senstärke, die Verbesserung 
des Lehrer-Schüler-Verhältnisses 
sowie eine bessere Ausstattung 
der Schulen mit Sozialpädago-
gen. Schließlich muss die Aus-
bildung der Lehrerinnen und 
Lehrer an die neue Form und 
dem neuen Verständnis der 
Schule angepasst und die Wei-
terbildungsmöglichkeiten für 
Lehrerinnen und Lehrer ausge-
weitet werden.

2.1.3.	� Berufsausbildung für 
Jede und Jeden

Deutlich werden die Defizite 
der frühkindlichen Bildung und 
Allgemeinbildung beim Über-
gang in die Berufsausbildung. 
Das zentrale Problem im Hin-
blick auf Chancengleichheit 
ist hier das Fehlen von ausrei-
chend betrieblichen Ausbil-
dungsplätzen. Die Zahl der neu 
abgeschlossenen Ausbildungs-
verträge ist seit Bestehen der 
Bundesrepublik deutlich gesun-
ken. Wurden in den 80er Jah-
ren noch jährlich über 700.000 
neue Ausbildungsverträge 
allein in den alten Bundeslän-
dern abgeschlossen, so waren 
es im Jahre 2006 in ganz 
Deutschland 576.173. Es gab 
dabei jährlich Schwankungen 
mit einer Zu- oder Abnahme 
der neu abgeschlossenen Aus-
bildungsverträge. In 2007 stieg 
die Zahl der neu abgeschlos-
senen Ausbildungsverträge  
auf 625.855, ein Anstieg um 
8,6 Prozent im Vergleich zu 
2006, ein Jahr darauf in 2008 
sank die Zahl aber wieder um 
1,5 Prozent auf 616.259. 

Trotz dieses Anstieges ist eine 
Entspannung auf dem Ausbil-
dungsstellenmarkt nicht in 
Sicht. Der Nachfrageüberhang, 
d. h. jugendliche Ausbildungs-
platzbewerberinnen und 
-bewerber, die bisher keinen 
Ausbildungsplatz gefunden ha-
ben, wird mit 34.066 Jugend-
lichen im Berufsbildungsbericht 
2007 ausgewiesen. Tatsächlich 
hat die Angebotslücke aber ein 
dramatisches Ausmaß ange-
nommen. So ist z. B. für das 
Jahr 2005 davon auszugehen, 
dass die rechnerische Ange-
botslücke bei mindestens 
142.000 Jugendlichen und 
nicht nur bei 28.300 lag. Nach 
Berechnungen des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung fanden 
von den 740.700 gemeldeten 
Bewerberinnen und Bewerbern 
des Jahres nicht einmal die 
Hälfte sondern nur 49 Prozent 
bzw. 360.400 Jugendliche 
einen Berufsausbildungsplatz.

– 	 N o t w e n d i g e r  R e f o r m b e d a r f
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•	 132.100 besuchten wieder 
eine Schule,

•	 41.000 begannen eine 
berufsvorbereitende Maß-
nahme (inklusive der Ein
stiegsqualifizierung EQJ),

•	 82.600 bemühten sich um 
eine Arbeitsstelle

•	 84.600 verblieben auf son-
stige Weise.

Die Konsequenzen sind hoch-
problematisch. Aus gesell-
schaftlicher Sicht werden 
Qualifikationspotenziale ver-
schwendet und finanzielle 
Ressourcen in erheblichem Um-
fang für die Finanzierung des 
Übergangssystems aufgewen-
det. Ziel muss es daher sein, al-
len jungen Menschen eine 
qualifizierte betriebliche Berufs-
ausbildung zu ermöglichen. 
Da die Selbstverpflichtung der 
Unternehmen der vergangenen 
Jahre nur wenig Erfolg ge-
bracht hat, soll die öffentliche 
Hand eine Ausbildungsplatz
umlage schaffen. 

Das in den letzten Jahren 
enorm angewachsene Über-
gangssystem ist darauf zu 
begrenzen, die Ausbildungs
fähigkeit der jungen Schulab-
solventinnen und -absolventen 
herzustellen. Damit wird  
dem Übergangssystem eine 
Aufgabe zugewiesen, die 
grundsätzlich vom allgemein-
bildenden Schulsystem zu 
erbringen ist. 

Eine umfassende Berufsaus
bildung mit modernen Ausbil-
dungsberufen schafft die 
besten Grundlagen, um den 
permanenten Wandel in der 
Arbeitswelt zu meistern. Eine 
Ausrichtung der Berufsaus
bildung auf Einzelinteressen 
der Betriebe, verbunden mit 
modularisierten Ausbildungs-
ordnungen in zweijährigen 
Ausbildungsgängen, nützt 
weder den Betrieben noch  
den Beschäftigten. Betriebe 
brauchen, um im Wettbewerb 
bestehen zu können, mit um-
fassender beruflicher Hand-
lungskompetenz ausgestattete 
Arbeitnehmer, die sich schnell 
und flexibel auf veränderte 
Arbeitsbedingungen einstellen 
können. 

Neue Ausbildungsverträge

Quelle: BMBF 2009, Berufsbildungsbericht 2009, S. 13 (Auszug)
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Eine moderne Beruflichkeit ver-
setzt Arbeitnehmer / -innen in 
die Lage, berufliche Perspekti-
ven wahrzunehmen, die auch 
den Wechsel zwischen Berufen, 
Betrieben und Branchen – auch 
europaweit – beinhalten.

Für die Entwicklung beruflicher 
Handlungskompetenz spielt 
der Betrieb nach wie vor die 
wichtigste Rolle. Basierend auf 
eigenen Arbeitserfahrungen 
und deren Reflexion unterschei-
det sich das auf diese Weise 
angeeignete berufliche Können 
in seiner Qualität wesentlich 
von beruflichem Wissen, das 
ausschließlich schulisch vermit-
telt wird. 

Betriebliche Ausbildung kann 
durch überbetriebliche Ausbil-
dung unterstützt werden, so 
dass Ausbildungsinhalte, die 
von den Betrieben nicht oder 
nicht mehr abgedeckt werden 
können, nicht aus den Aus
bildungsordnungen verschwin-
den.

Die Sicherung der Qualität der 
Berufsausbildung verlangt ver-
bindliche Strukturen. Dazu ge-
hören z. B. Verfahren, die die 
Entwicklung neuer Qualifikati-
onsanforderungen erfassen 
und die verpflichtende Qualifi-
zierung von Ausbildungsperso-
nal in den Betrieben. 

Einen entscheidenden Beitrag 
zur Professionalisierung und 
Qualitätssicherung in der 
Ordnungsarbeit würde die Er-
richtung von Berufsfachkom-
missionen für alle Branchen, in 
der Berufsbildungsexperten 
aller Sozialparteien zusammen-
arbeiten, leisten. 

2.1.4.	� Lebensbegleitendes 
Lernen ausbauen

Schließlich zeigt sich auch, dass 

das bestehende Weiterbildungs-
system in Deutschland nicht in 
der Lage ist, Defizite der vorge-
lagerten Bildungsbereiche zu 
kompensieren. 

– 	 N o t w e n d i g e r  R e f o r m b e d a r f

Teilnahmequote an beruflicher Weiterbildung

Quelle: TNS Infratest Sozialforschung (2008): Weiterbildungsbeteiligung in 
Deutschland – Eckdaten zum BSW-AES 2007, München, S. 69 (Auszug)
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Das Gegenteil ist der Fall; 
Strukturen ungleicher Zugangs
chancen zu Bildung und sozi-
aler Ungleichheit haben sich 
stabilisiert, eine Angleichung 
der Bildungschancen durch 
kompensatorische Wirkung der 
Weiterbildung hat bisher nicht 
stattgefunden. Nur jede / r dritte 
Erwachsene in Deutschland 
wird von Weiterbildungs
angeboten erreicht. Immer 
noch verstärken die bestehen-
den Strukturen des Bildungs- 
und Weiterbildungssystems  
die soziale Auslese.

•	 Entscheidend ist die schuli
sche Vorbildung. Je niedriger 
der allgemeinbildende Schul-
abschluss um so geringer 
die Wahrscheinlichkeit, an 
Weiterbildung teilzunehmen. 

•	 Der aktuelle Erwerbsstatus 
einer Person hat einen deut-
lichen Einfluss auf das Wei-
terbildungsverhalten. Die 
Weiterbildungsbeteiligung 
von Arbeitern lag 2007 bei 
34 Prozent, demgegenüber 
lag die Weiterbildungsbetei-
ligung von Angestellten bei 
54 Prozent. 

	 Teilzeitbeschäftigte nehmen 
deutlich seltener an Weiter-
bildung teil. Noch erheblich 
geringer sind die Weiterbil-
dungschancen bei geringfü-
giger Beschäftigung. 

•	 Personen mit Migrations
hintergrund nehmen eben-
falls deutlich weniger an 
Weiterbildung teil. 2007 be-
trug die Weiterbildungsbe-
teiligung von Deutschen mit 
Migrationshintergrund 
34 Prozent, die Weiterbil-
dungsbeteiligung von Deut-
schen ohne Migrationshinter- 
grund betrug 44 Prozent.
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Um allen Erwachsenen die 
Möglichkeit zur Teilhabe an 
Weiterbildung zu ermöglichen, 
sind Rahmenbedingungen für 
Lebensbegleitendes Lernen in 
einem Bundesweiterbildungs-
gesetz zu schaffen. Zu diesen 
Rahmenbedingungen gehören 
z. B. die Absicherung von Lern-
zeiten und der finanziellen Auf-
wendungen ebenso wie die 
Schaffung von Transparenz, 
Qualitätssicherungsverfahren 
oder Beratungsstrukturen.

2.2.	 �Höhere Bildungs­
beteiligung

2.2.1.	� Studierendenquote 
erhöhen

Die Zielsetzung einer höheren 
Bildungsbeteiligung richtet sich 
vor allem an die weiterführen-
de Bildung, zentral an die 
Hochschulbildung. Die Studien-
beteiligung in Deutschland 
liegt im internationalen Ver-
gleich unter dem Durchschnitt. 

Ist das Ziel, die Studienbeteili-
gung zu erhöhen und insbe-
sondere auch möglichst vielen 
jungen Menschen ein Hoch-
schulstudium zu ermöglichen, 
dann ist öffentliche Finanzie-
rung und Bereitstellung not-
wendig. Werden die Fähigkeit 
der Wissensvermittlung, die 
Problemlösungskompetenz und 
die Vermittlung gesellschaft-
licher Werte wie Demokratiefä-
higkeit und soziale Kompetenz 
als dringliche öffentliche Auf-
gaben angesehen, dann verbie-
tet sich eine Diskussion über 
eine direkte finanzielle Beteili-
gung der Studierenden an den 
Kosten der Hochschulen. Trotz 
zahlreicher Hinweise, dass die 
Einführung von Studien
gebühren zu erheblichen Pro-
blemen führt, insbesondere 
was die Studienbeteiligung von 
sogenannten Benachteiligten 
angeht, ist es zur Einführung 
ab 2006 in den Bundesländern 
Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Baden-Württem-
berg, Bayern, Hamburg, 
Saarland und – zumindest 
vorübergehend – Hessen ge-

kommen. Dass die erwarteten 
negativen Auswirkungen ein-
treffen, zeigt sich bereits trotz 
der relativ kurzen Dauer.

Die Ergebnisse aus der HIS Be-
fragung der Studienanfänger 
des Wintersemesters 2006 / 07 
weisen darauf hin, dass die 
Wahl des Hochschulstandortes 
der Studienanfänger durchaus 
auch davon beeinflusst wird, 
ob Studiengebühren in dem 
jeweiligen Bundesland beste-
hen oder deren Einführung 
geplant ist. Immerhin acht Pro-
zent der Studienanfängerinnen 
und -anfänger gaben an, dass 
Nichterhebung von Studienge-
bühren ein Grund für die Hoch-
schulwahl war. 

– 	 N o t w e n d i g e r  R e f o r m b e d a r f
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Noch deutlicher wird dies, 
wenn die Studienanfänge-
rinnen und -anfänger in den 
Blick genommen werden, die 
ihre Hochschulzugangsberech-
tigung in den alten Bundeslän-
dern erworben und einen 
Studienort in den neuen Bun-
desländern gewählt haben. 
Von diesen gaben 15 Prozent 
als Grund an, dass dort noch 
keine Studiengebühren beste-
hen, immerhin die dritthäu-
figste Nennung.

Noch deutlicher belegt werden 
die negativen Effekte von Stu-
diengebühren auf die Studien-
beteiligung durch eine Studie 
des HIS, die im Auftrag des 
BMBF durchgeführt wurde. 

Zentrales Ergebnis der Unter
suchung ist, dass die Einfüh-
rung von Studiengebühren 
dazu geführt hat, dass eine 
nennenswerte Zahl von Studi-
enberechtigten – zwischen 
6.000 und 18.000 – auf das 
ursprünglich beabsichtigte 
Studium verzichten. Besonders 
bedenklich ist, dass insbeson-
dere Frauen und Studienbe-
rechtigte aus hochschulfernen 
Elternhäusern sich aufgrund 
von Studiengebühren gegen 
ein Studium entscheiden.

Studiengebühren stehen dem-
nach im Widerspruch zu der 
Zielsetzung, eine höhere Bil-
dungsbeteiligung zu erreichen. 
Sie sind daher abzulehnen bzw. 
wieder abzuschaffen. Stattdes-
sen bedarf es mehr öffentlicher 
Mittel für den Hochschulbe-
reich, um die Studierkapazi-
täten in qualitativer und 
quantitativer Hinsicht auszu-
bauen. In der derzeitigen 
Situation der Hochschulen, 

die durch chronische Unter
finanzierung gekennzeichnet 
ist, ist eine nennenswerte 
Ausweitung der Studierenden-
zahl nicht möglich. Eine Über
auslastung, die bis zu 200 Pro- 
zent erreicht, sowie eine 
schrittweise Verschlechterung 
des Verhältnisses von Studie-
renden zu Stellen für wissen-
schaftliche Beschäftigte, von 
1 zu 13 im Jahre 1980 auf 1 zu 
15,9 im Jahre 2006, belegen 
hinreichend die Notwendigkeit 
von mehr öffentlichen Mitteln 
für den Hochschulbereich. 
Notwendig ist auch, dass der 
eingeschränkte Zugang zu 
Hochschulen für Behinderte 
oder chronisch Kranke auf-
grund baulicher Beschränkun
gen oder Studienordnungen 
verbessert wird. 
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Das zentrale Problem des deut-
schen Bildungssystems ist seine 
Selektionswirkung. Diese be-
ginnt nicht erst im Hochschul-
bereich; dort zeigt sie sich aber 
besonders deutlich. Zwar hat 
sich die Chance für Arbeiter-
kinder, ein Studium zu begin-
nen, seit den 80er Jahren 
erhöht. Immer noch ist es aber 
so, dass die Chance auf eine 
Studienaufnahme für Beamten-
kinder 3,6 mal so groß ist wie 
für Kinder, deren Vater „Arbei-
ter“ ist. 

Der Unterschied in den Chan-
cen ist demnach in den letzten 
zwanzig Jahren geringer ge-
worden. Dieser Angleichungs-
prozess kann jedoch nicht über 
die nach wie vor bestehenden 
großen Disparitäten in der Bil-
dungsbeteiligung hinweg täu-
schen. Der Hochschulbereich 
braucht deshalb Reformen, die 
den Zugang für alle Bevölke-
rungsgruppen erleichtern. Zu-
dem muss berücksichtigt 
werden, dass einerseits verän-
derte Arbeitsmärkte und die 
Umsetzung lebensbegleitenden 
Lernens die Anforderungen 
an flexible Studienmöglich-
keiten erhöhen, andererseits 

viele Bachelor-Studienord-
nungen flexibles Studieren 
verteuern, wenn nicht sogar 
verhindern. Notwendig ist, 
Rahmenbedingungen für das 
Studieren so zu organisieren, 
dass sie den unterschiedlichen 
Lebenssituationen der Studie-
renden gerecht werden.

– 	 N o t w e n d i g e r  R e f o r m b e d a r f

Bildungsbeteiligung und soziale Zusammensetzung 2005

Quelle: Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (Hg.) (2007):  
Die wirtschaftliche und soziale Lage der 
Studierenden in der Bundesrepublik 
Deutschland 2006. 18. Sozialerhebung 
des Deutschen Studentenwerks 
durchgeführt durch HIS Hochschul-
Informations-System, Berlin Bonn  
S. 112 (eigene Darstellung)
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2.2.2.	� Weiterbildungs
beteiligung erhöhen

Im Bereich der Weiterbildung 
besteht nicht nur das bereits 
beschriebene Problem der 
Selektion und Ausgrenzung. 
Hinzu kommt, dass die Weiter-
bildungsbeteiligung in Deutsch-
land im internationalen Ver-
gleich relativ gering ist. Mit 
30 Prozent Teilnahmequote an 
betrieblicher Weiterbildung 
liegt Deutschland im europä-
ischen Vergleich nach wie vor 
im hinteren Mittelfeld. 

Bedenklich ist zudem, dass die 
Teilnahme in Deutschland, ge-
messen an den Teilnahmequo-
ten, seit Ende der 90er Jahre 
rückläufig und erst 2007 wie-
der leicht angestiegen ist. Aller-
dings stagniert die berufliche 
Weiterbildung, dem mit Ab-
stand bedeutendsten Bereich 
der Weiterbildung. Wie im Jahr 
2003 beträgt auch 2007 die 
Teilnahmequote 26 Prozent. 
Legt man die beiden Kriterien 
„während der Arbeitszeit“ und 
„auf betriebliche Anordnung“ 
zugrunde, entfallen 60 Prozent 
aller Weiterbildungsaktivitäten 

auf die betriebliche Weiter
bildung, 24 Prozent sind indivi
duell-berufsbezogene und 
16 Prozent nicht-berufsbezo-
gene Weiterbildung. Dringend 
notwendig ist daher eine Re-
form des Weiterbildungsbe-
reiches, der allen Bevölkerungs-
gruppen eine Teilhabe 
ermöglicht. Auf die Notwen-
digkeit eines Bundesweiterbil-
dungsgesetztes wurde bereits 
hingewiesen. 

Teilnahmequote an betrieblicher Weiterbildung im internationalen 
Vergleich (CVTS III) 2005

Quelle: Behringer, F./Moraal, D./Schönfeld, G. (2008): Betriebliche Weiterbildung in Europa: Deutschland weiterhin nur im 
Mittelfeld. Aktuelle Ergebnisse aus CVTS3, in: BWP 1/2008, S. 10 (Auszug)
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Ziel muss es sein, die Bedeu-
tung von Qualifizierung bei 
Unternehmensleitungen, Vor-
gesetzten und Beschäftigten zu 
verankern: Qualifikationen sind 
Voraussetzung für die Qualität 
der Arbeit, steigern die Innova-
tionsfähigkeit und sind keines-
falls nur Betriebsausgaben. 

Flankierend zu diesem Prozess 
bedarf es aber einer Reform 
der derzeitigen Weiterbildungs-
finanzierung, die einerseits die 
materiellen Voraussetzungen 
für eine Erhöhung der Weiter-
bildungsbeteiligung schafft 
und andererseits signalisiert, 
welchen Stellenwert die Gesell-
schaft dem vielzitierten Lebens-
begleitenden Lernen beimisst. 

Hierzu bedarf es auch Rege-
lungen, die die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf verbes-
sern, wie zum Beispiel das 
Nutzen von Qualifizierungs
ansprüchen während der 
Elternzeit oder Betreuungs-
möglichkeiten während einer 
Weiterbildungsteilnahme.

– 	 N o t w e n d i g e r  R e f o r m b e d a r f
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2.3.	Durchlässigkeit

Traditionell hat sich in Deutsch-
land die Unterteilung der 
tertiären Bildung in berufliche 
Bildungsgänge und allgemein-
bildende Schulen herausgebil-
det, die als zwei nebeneinan-
derstehende Säulen im 
Bildungssystem kaum mitein
ander verbunden sind. Die 
Schaffung von Durchlässigkeit 
zwischen diesen beiden Be-
reichen muss ein Strukturmerk-
mal des deutschen Bildungs
systems werden, damit 
Bildungslebensläufe flexibel 
gestaltet werden können. Dies 
ist bildungsmotivierend und 
fördert die Ziele „Chancen-
gleichheit“ und „Erhöhung der 
Bildungsbeteiligung“.

Im Wesentlichen bezieht sich 
Durchlässigkeit auf die Über- 
und Zugangsmöglichkeiten 
zwischen der Hochschulausbil-
dung und der Berufsbildung. 
Bisher sehr problematisch ist 
der Wechsel vom berufsbilden-
den System in das Hochschul-
system. Die Absolventinnen 
und Absolventen des berufsbil-
denden Systems erhalten nicht 
automatisch eine Hochschul

zulassung. Es bestehen in  
fast allen Bundesländern Rege-
lungen für die Zugänge zu 
Hochschulen ohne Abitur. Sie 
erfordern in der Regel eine ab-
geschlossene Berufsausbildung 
und Berufspraxis und schließen 
zum Teil eine Zugangsprüfung 
mit ein. Mit jährlich ca. 1.500 
Einschreibungen ist die Inan-
spruchnahme jedoch bisher 
von geringer Bedeutung.  
Zusätzliche Anreize und ver
besserte, transparente Infor
mationssysteme sind hier not- 
wendig und geboten.

Durchlässigkeit bezieht sich auf 
die Anerkennung von in einem 
Bereich erworbenem Wissen 
in dem anderen Bereich. Oft 
müssen Zertifikate und ähn-
liches doppelt erworben wer-
den; damit verlängern sich die 
Ausbildungszeiten und zum Teil 
die Ausbildungskosten.

Ziel muss es sein, ein hohes 
Maß an Durchlässigkeit hori-
zontal wie vertikal zwischen 
Bildungseinrichtungen, ebenso 
wie zwischen betrieblicher Aus-
bildung und Hochschulen zu 
schaffen. Erforderlich dafür ist 
ein Anerkennungsverfahren, 

das es möglich macht, dass 
Kompetenzen, die in einem 
Bildungsbereich erworben 
wurden, in einem anderen 
Bildungsbereich anerkannt 
werden. 

Bewegung in dieser Hinsicht 
könnte durch Entwicklungen 
auf europäischer Ebene kom-
men, die sich auf einen EQR 
(Europäischer Qualifikations-
rahmen) (oder EQF „European 
Qualifikation Framework“) 
verständigt hat. Zentral für  
den EQR ist, dass ausschließlich 
Lernergebnisse berücksichtigt 
werden. Ausbildungsdauer, 
Ausbildungsort (Schule, Be-
trieb, Hochschule, Bildungsein-
richtung) und Ausbildungsform 
(duale Ausbildung, Lernen  
am Arbeitsplatz, Studium etc.) 
spielen explizit keine Rolle.  
Mit Hilfe dieses Ansatzes ist es 
möglich, die Lernergebnisse 
eines jeden Bildungsgangs in 
neutraler Form zu beschreiben, 
ohne einen unmittelbaren Ver-
gleich vorzunehmen oder das 
Bildungs- bzw. Qualifikations-
system eines einzelnen Landes 
als Referenz heranzuziehen. 
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Der EQF stellt somit einen Rah-
men her, auf den jede Qualifi-
kation / jeder Bildungsgang in 
jedem Staat der EU bezogen 
werden kann. Kein Bildungssys
tem soll dabei bevorzugt oder 
diskriminiert werden.

Der Deutsche Qualifikations-
rahmen (DQR) ist nicht nur der 
Versuch der Umsetzung des 
EQR in nationale Strukturen, 
explizit unter Einbeziehung des 
Hochschulbereiches. Während 
der EQR lediglich ein Überset-
zungsinstrument, also einen 
Formalrahmen darstellt, ar-
beiten wir daran, dass der DQR 
als ein Reforminstrument des 
Berufsbildungssystems ange-
legt wird. Er eröffnet die Mög-
lichkeit, die verschiedenen 
Systeme der Berufsbildung in 
Deutschland vergleichbar zu 
machen und damit Durchläs-
sigkeit, Transparenz und Chan-
cengleichheit herzustellen. 
Voraussetzung dafür ist aller-
dings, dass sich die Akteure 
in der Berufsbildungspolitik 
auch unter Beteiligung der wis-
senschaftlichen Fachdisziplinen 
aktiv an der Ausgestaltung 
eines nationalen Qualifikations-
rahmens beteiligen können.

2.4.	 �Individuelle 
Förderung

2.4.1.	 �Einzelförderung  
in jungen Jahren 
beginnen

Um allen Menschen eine best-
mögliche Entwicklung zu eröff-
nen und ihre Potenziale zu 
entwickeln, muss von Anfang 
an eine Förderung entspre-
chend der individuellen Nei-
gungen und Fähigkeiten erfol-
gen, die gleichzeitig Defizite, 
die auf verschiedenen Ursa-
chen beruhen können, weitge-
hend ausgleicht. Diese Förde-
rung muss vor allem in den 
frühen Jahren in Kindertages-
stätten und in der Schule erfol-
gen, darf sich aber nicht darin 
erschöpfen, sondern muss sich 
auch auf Phasen danach – z. B. 
durch Begleitung beim Über-
gang von der Schule in den Be-
ruf – erstrecken.

2.4.2.	 �Schaffung einer 
flächendeckenden 
Bildungsberatung

In dem Maße, in dem Lebens-
begleitendes Lernen als not-
wendige Strategie erkannt 
wird, um einerseits die Beschäf-
tigungsfähigkeit der Menschen 
und andererseits die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit 
Deutschlands zu erhalten, 
gewinnt das Thema Bildungs
beratung zunehmend an 
Bedeutung. Bildungsberatung 
ist auch unter dem Gesichts-
punkt notwendig, dass die Ent-
scheidung und Verantwortung 
für den Bildungslebenslauf in 
die Verantwortung des / der Ein-
zelnen fällt und er / sie hierfür 
Unterstützung bedarf. 

Bisher wurde in Deutschland 
keine systematische flächen-
deckende Struktur der Bera-
tung für Bildung aufgebaut, 
sondern sie ist traditionell auf 
bestimmte Gebiete und Ziel-
gruppen beschränkt, z. B. Be-
rufsberatung bei der Bundes
agentur für Arbeit (BA) oder 
die Studienberatung an Hoch-
schulen. Das trägt dazu bei, 

– 	 U n d  d i e  F i n a n z i e r u n g ?
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dass private Beratungsdienstlei-
stungen an Terrain gewinnen, 
zumal die BA ihre Beratungstä-
tigkeit im Zuge der Hartz-Re-
formen und ihres internen Um-
gestaltungsprozesses 
quantitativ und qualitativ ein-
geschränkt hat. Diese weitrei-
chenden Veränderungen in der 
Arbeits- und inzwischen auch 
Berufsberatung widersprechen 
den europaweit verpflichtend 
definierten Zielen von Beratung 
und gefährden massiv die Qua-
lität und Akzeptanz der Bera-
tungsangebote der BA. 

Doch selbst wenn diese in ihrer 
Geschäftspolitik wieder um-
steuern würde, gerät sie we-
gen der Beitragsfinanzierung 
und des engen gesetzlichen 
Auftrags in Konflikt mit den 
Anforderungen an ein umfas-
sendes Beratungssystem, das 
notwendig ist, um allen Men-
schen z. B. die Teilhabe an 
Weiterbildung zu ermöglichen.

Zu schaffen ist daher eine sys
tematische Bildungsberatung 
in gesellschaftlicher Verantwor-
tung. Diese muss flächende
ckend und für alle transparent 

sowie zugänglich sein. Gebüh-
renfreie und kompetente 
Beratung muss gewährleistet 
sein. Dafür ist es notwendig, 
Bildungsberatung als unabhän-
gige, öffentliche, steuerfinan-
zierte Dienstleistung flächen-
deckend für alle auszubauen.
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2.4.3.	 �Förderung des 
Lebensunterhalts

Die Teilnahme an Bildung darf 
nicht an den finanziellen Mit-
teln, die für den Lebensunter-
halt der Bildungsteilnehmer 
notwendig sind, scheitern. Hier 
bedarf es eines öffentlichen 
Fördersystems. Dies beginnt in 
der Regel in der Sekundar-
stufe II, wo sich für Lernende 
und deren Eltern die Alternati-
ve stellt, eine weiterführende 
Schule zu besuchen, oder eine 
Berufsausbildung zu absolvie-
ren und eine Ausbildungsver-
gütung zu erhalten. Notwendig 
ist ein umfassendes Förder
system bereits im Schulbereich, 
wie es in Deutschland mit 
dem Schüler-Bafög bis 1983 
bestand.

Vorgeschlagen wird, bis zum 
Erreichen der Bildungsmündig-
keit, am Ende des Besuches 
der Gemeinschaftsschule (in 
der Regel mit Vollendung des 
16. Lebensjahres), erhalten 
Eltern eine Unterstützung, die 
so dimensioniert ist, dass in 
finanzieller Hinsicht ein pro-
blemloser Schulbesuch mög-
lich ist. 

Ab diesem Zeitpunkt bekom-
men alle jugendlichen Heran-
wachsenden ein „Bildungs-
geld“, unabhängig davon, ob 
sie in die duale Berufsausbil-
dung einsteigen, eine Berufs-
ausbildung außerhalb BBiG /  
HwO, eine Bildungsmaßnahme 
im sogenannten „Übergangs-
system“ beginnen oder sich für 
den Besuch einer weiterführen-
den Schule entscheiden.

Das „Bildungsgeld“ muss hin-
sichtlich seiner Höhe so ange-
legt sein, dass davon die 
Lebenshaltungskosten gedeckt 
werden können. Erhält ein jun-
ger Erwachsener eine Ausbil-
dungsvergütung, wird diese 
auf das „Bildungsgeld“ ange-
rechnet; gleiches gilt, wenn 
sie unentgeltlich in elterlichen 
Haushalt wohnen.

Die Bezugsdauer des „Bildungs-
geldes“ umfasst auch das 
Studium und reicht bis zum 
höchsten für den Arbeitsmarkt 
qualifizierenden Abschluss.

Im Rahmen eines Systems der 
Förderung des Lebensunter-
halts von Lernenden sind alle 
bestehenden Fördersysteme 

wie z. B. Bafög, AFBG und Be-
rufsausbildungsbeihilfe, ein-
schließlich des zu schaffenden 
„Bildungsgeldes“ in einem Bil-
dungsförderungsgesetz zu re-
geln, was nicht notwendig zu 
einer einheitlichen Förderung 
führen muss. Vielmehr sind 
durchaus unterschiedliche 
Fördersätze oder die Anrech-
nung elterlicher und eigener 
Einkommen vorzusehen, die 
sich an der durchschnittlichen 
Lebenssituation der Lernenden 
orientieren. Ziel muss sein, 
bestehende Förderlücken zu 
schließen, was auch bedeutet, 
älteren Studienanfängerinnen 
und -anfängern eine Förderung 
zu ermöglichen, die Förderung 
der Weiterbildung von Akade-
mikerinnen und Akademikern 
oder die Unterstützung von 
Weiterbildungen unterhalb des 
Meisters bzw. Technikers.

– 	 U n d  d i e  F i n a n z i e r u n g ?
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Eine öffentliche Verantwortung 
für das Bildungssystem bedeu-
tet nicht zwangsläufig, dass die 
öffentliche Hand auch für die 
vollständige Finanzierung ein-
treten muss. Öffentliche Ver-
antwortung bedeutet, dass ein 
Rahmen geschaffen wird, der 
jedem eine angemessene Bil-
dung ermöglicht. Die Finanzie-
rungsverantwortung kann der 
Staat dabei anderen übertra-
gen, wie dies z. B. im Rahmen 
der Berufsausbildung durch die 
Finanzierungsverantwortung 
der Unternehmen für den be-
trieblichen Teil der Ausbildung 
erfolgt. Auch die Menschen 
können an der Finanzierung 
beteiligt werden. Was den in
dividuellen Teil der Bildungs
finanzierung angeht, ist aber 
sicherzustellen, dass niemand 
auf Grund seiner Herkunft oder 
der ihm zur Verfügung stehen-
den finanziellen Mittel benach-
teiligt wird. Dies bedeutet, dass 
für Kindertageseinrichtungen, 
Schulen und Hochschulen kei-
ne Gebühren erhoben werden.

Die Reform eines defizitären 
Bildungssystems muss alle Bil-
dungsbereiche gleichberechtigt 
in den Blick nehmen. Dies 
schließt nicht aus, dass mittel- 
und langfristig Investitionen in 
nachgelagerte Bildungsbe-
reiche reduziert werden kön-
nen: Wenn erst einmal alle 
jungen Menschen eine qualita-
tiv hochwertige frühkindliche 
Bildung in Kindertageseinrich-
tungen und einer allgemein
bildenden Schule durchlaufen 

haben, führt dies langfristig 
dazu, dass die Ausgaben für 
das Nachholen von Schulab-
schlüssen reduziert werden 

können. Kurzfristig ist der Inves
titionsbedarf aber hoch, denn 
es müssen einerseits Investiti-
onen in die frühkindliche Bil-
dung getätigt und gleichzeitig 
die Folgen eines defizitären 
Bildungssystems kompensiert 
werden.

3.	Und die Finanzierung?
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Kurz- bis mittelfristig ist daher 
eine Doppelstrategie erforder-
lich, d. h. hohe Bildungsinvesti-
tionen in der Jugendphase und 
im Erwachsenenalter. Konkret 
bedeutet dies zusätzliche öffent
liche Aufwendungen in Höhe 
von ca. 40 Mrd. € jährlich. Dass 
dies durchaus auch zu finan
zieren ist, zeigen gewerkschaft-
liche Vorschläge zu einer 
gerechteren Steuerreform. Von 
der Abteilung Wirtschaftspolitik 
bei ver.di wurde ein umfassen
des Konzept für eine gerechtere 
Besteuerung entwickelt, das zu 
jährlichen Mehreinnahmen von 
ca. 70 Mrd. € führen würde. 

Entscheidend für eine Reform 
des Bildungssystems ist auch, 
wie die Kompetenzaufteilung 
zwischen Bund und Ländern 
ausgestaltet wird. Im Zuge der 
Föderalismusreform I wurde die 
Rahmengesetzgebungskompe-
tenz für den Hochschulbereich 
abgeschafft, ein sogenanntes 
Kooperationsverbot für die 
Finanzierung von Bildungs
maßnahmen durch den Bund 
eingeführt, die Finanzierung 
von Modellversuchen im 
Bereich der Bildung durch den 
Bund aufgegeben und im 
„Gegenzug“ nur eine unzu
reichende konkurrierende 
Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes für die Hochschul
zulassung und die Hochschul-
abschlüsse eingeführt. 

Der Fortfall der Instrumente der 
Bildungsplanung, der gemein-
sam getragenen Institutionen, 
der weitgehende Verzicht auf 
abgestimmtes Handeln zwi-
schen Bund und Ländern, der 
Wegfall von Bund-Länder-Mo-
dellversuchen, die ersatzlose 
Streichung des Hochschulrah-
mengesetzes – alles Folgen der 
Föderalismusreform I – haben 
der Bildung in Deutschland 
nicht geholfen, sondern massiv 
geschadet. Notwendig ist, die 
Föderalismusreform II dafür zu 
nutzen, die Sicherung von Bil-
dung als Zukunftsinvestition 
festzuschreiben und die Kom-
petenzen von Bund und Län-
dern neu zu gestalten in einer 
Art und Weise, die sicherstellt, 
dass Bildung in Deutschland 
als System erkennbar wird und 
nicht wie bisher als eine An-
sammlung unsystematischer 
Regelungen.

– 	 U n d  d i e  F i n a n z i e r u n g ?
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